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1. Das römische Recht war auf dem Gebiet des heutigen Kroatiens Rechtsquelle (fons iuris). Das Gebiet von Kroatien wurde im Jahre 35 v. Chr. Teil des Imperium Romanum und gehörte zu den Provinzen (provinciae) Pannonien und Illyrien. Dieses Territorium war von Illyrern und keltischen Skordiskern bewohnt. Die südslawischen Stämme, Kroaten, wanderten nach ostgotischer, langobardischer, byzantinischer und awarischer Herrschaft im Laufe des 7. nachchristlichen Jahrhundert ins Binnenland ein. Die weitgehend romanisierte Bevölkerung war an der Küste präsent. In den Jahren zwischen 641 und 800 wurden die südlichen Gebiete Kroatiens wieder Teil des Byzantinischen (Oströmischen) Reichs (Pars Orientis Imperii Romani). Dieser Umstand trug wesentlich zur Erhaltung der römischrechtlichen Tradition im Mittelalter bei.
 

2. Die städtischen Rechtsbücher (statuta) enthielten zahlreiche römischrechtliche Elemente. Der Einfluß des römischen Rechts war vor allem auf dem Gebiet des Schuldrechts (obligationes) ausschlaggebend. Dies bezieht sich auch auf die Rechtsbücher derjenigen Städte, die auf dem Gebiet des (zu Kroatien gehörigen) Dalmatien lagen. Demgemäß kann man sowohl in Kroatien als auch in Dalmatien (Dalmatia) von der Rezeption des römischen Rechts (receptio in complexu oder receptio in toto) sprechen. Auch die Werke der Glossatoren und der Kommentatoren (Postglossatoren) wurden in der Rechtspraxis der Städte bzw. Stadtgemeinden weitgehend berücksichtigt. 

Die Personalunion (unio personalis) des Staates Kroatien mit dem Königreich Ungarn wurde im Jahre 1102 in einem Vertrag beschlossen.

Das Tripartitum opus iuris consuetudinarii inclyti regni Hungariae des István (Stephan) Werbőczy (ca. 1458–1541), das auch ins Kroatische übersetzt worden war, fand ebenfalls Anwendung.

3. Aufgrund des Friedensvertrages von Schönbrunn (Wien) im Jahre 1809 wurden Kroatien – mit Ausnahme der kroatischen Militärgrenze – und Dalmatien unter dem Namen Provinces Illyriennes (Illyrische Provinzen) von Frankreich annektiert. In dieser politischen Einheit, deren Hauptstadt Laibach (auf Slowenisch: Ljubljana) war, befanden sich noch Gebiete südlich des Flusses Save, mit Triest, Slowenien, Villach, Krain und Görz. In den Jahren zwischen 1816 und 1849 lebte diese Einheit („Entität”) als „Illyrisches Königreich”, bestehend aus Kärnten, Krain, Görz, Gradisca und Istrien, aber ohne Kroatien und Dalmatien fort. In den Provinces Illyriennes wurde im Jahre 1812 die französische weitgehend kodifizierte Rechtsordnung (einschließlich des Code civil und des Code de commerce) übernommen bzw. in Kraft gesetzt.

Durch den am 30. Mai 1814 abgeschlossenen Friedensvertrag (traité de paix) von Paris wurden die Provinces Illyriennes von Frankreich abgetrennt. Sie wurden im Juli 1814 an das Österreichische Kaiserreich rückgegliedert. Dieser Vorgang wurde durch die am 19. Juni 1815 unterzeichneten Schlußakte des Wiener Kongresses anerkannt. Damit ging auch die Einführung des österreichischen Privatrechts einher. 

In den Gebieten der Militärverwaltung (Karlstädter Grenze) trat das österreichische Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch (ABGB) mit 1. Juli 1814, im übrigen Kroatien (Karlstädter Kreis) mit 1. Januar 1820 in Kraft. Mit der Angliederung der jenseits der Save gelegenen Teile „Zivilkroatiens” und des ungarischen Küstenlandes (im ungarischen offiziellen Sprachgebrauch: Littorale) an das Königreich Ungarn durch Hofdekret vom 21. Oktober 1822 endete die Geltung des ABGB am 1. November 1822. 

4. Mit Patent vom 29. November 1852 trat das österreichische Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch (ABGB) mit 1. Mai 1853 im gesamten Königreich Ungarn – somit auch in Kroatien – in Kraft. Während im Juli 1861 in Ungarn die Geltung des ABGB endete, blieb es in Kroatien, Siebenbürgen (auf Ungarisch: Erdély) und im Banat (auf Ungarisch: Bánát) in Anwendung. Die durch Notverordnungen in Kraft gesetzten drei Teilnovellen aus den Jahren 1914–1916 wurden jedoch in Kroatien nicht übernommen.
 Vom französischen Privatrecht wirkte ausschließlich das Buch über das Seerecht (droit maritime) des Code de commerce fort.

5. Nach dem Ausgleich zwischen Kroatien und Ungarn im Jahre 1868 wurden drei ungarische Komitate (auf Ungarisch: vármegye) unter dem historischen Namen Slawonien an Kroatien abgetreten. In diesen Komitaten galt ebenfalls seit 1853 das ABGB fort.

Die Hafenstadt Fiume (heute Rijeka) geriet hingegen zu Ungarn, weshalb dort neben dem durch ungarische Gesetze vielfach außer Kraft gesetzten ABGB auch das (nicht kodifizierte) ungarische Privatrecht Anwendung fand. Obwohl Kroatien-Slawonien aufgrund des ungarisch-kroatischen Ausgleiches von 1868 kein souveräner Staat geworden war, genoß es als „Nebenland” weitgehende Autonomie innerhalb des Königreichs Ungarn.

6. Nach dem Ersten Weltkrieg wurde Kroatien-Slawonien (wie auch Dalmatien) Teil des Serbisch-Kroatisch-Slowenischen Königreiches, das im Jahre 1929 den Namen Jugoslawien aufnahm. Trotz der zentralistischen Struktur dieses südslawischen Staates wurde in Kroatien–Slawonien und Dalmatien die alte (österreichische) Privatrechtsordnung beibehalten. 

Das österreichische ABGB galt auch in den Jahren zwischen 1941 und 1944, als Kroatien (der kroatische Ustascha-Staat),
 das auch Bosnien-Herzegowina einverleibt hatte, nach der Auflösung Jugoslawiens eine formale, nur durch die „Achsenmächte” anerkannte Souveränität genoß.

Während der Zeit, als Kroatien zu Jugoslawien gehörte, wurde im Jahre 1978 das kroatische Gesetz über die Ehe- und Familienbeziehungen promulgiert. Im Bereich des Erbrechts gilt in Krotien weiterhin das jugoslawische Erbgesetz vom Jahre 1955.

7. Nachdem Kroatien unter dem Namen „Republik Kroatien“ Republika Hrvatska im Jahre 1991 unabhängig wurde
, hat man die Kodifikation des Privatrechts (Zivil- und Handelsrechts) in Angriff genommen.
 Nach Erlangung der Unabhängigkeit Kroatiens gelten bzw. galten teilweise die föderalen Gesetze des ehemaligen Jugoslawien in modifizierter Form und die Rechtsvorschriften der ehemaligen jugoslawischen Teilrepublik bzw. Bundesrepublik Kroatien fort. Als Rückgriff auf die alten Rechtstraditionen wurde das österreichische ABGB zur subsidiären Rechtsquelle deklariert, und zwar in seiner Fassung vor dem 6. April 1941. Bei manchen Rechtsinstituten, die nicht im jugoslawischen Schuldrechtsgesetz geregelt werden (wie z.B. Schenkung und Leihe), war das österreichische Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch (ABGB) anwendbar.

Das Zivilrecht ist in Kroatien nicht kodifiziert. Die Rechtsmaterie des Zivilrechts wird durch Einzelgesetze geregelt.

Im Jahre 1996 wurden das Eigentum und die anderen dinglichen Rechte (iura in re aliena) gesetzlich neugeregelt (Zakon o vlasništvu i drugim stvarnim pravima – ZV). Dieses Gesetz ersetzt das föderale jugoslawische Gesetz über das Sachenrecht („Gesetz über die eigentumsrechtlichen Grundverhältnisse”) vom Jahre 1980. Grundlage für das ZV ist der sachenrechtliche Teil des ABGB. Es greift auch unmittelbar auf das römische Recht zurück, vor allem hinsichtlich der Einteilung der Sachen, des Besitzrechts, der verschiedenen Formen des Eigentumserwerbs, des Eigentumsschutzes und der Dienstbarkeiten. Im ZV wird auch das römischrechtliche Prinzip superficies solo cedit wieder uneingeschränkt eingeführt. Im gleichen Jahre wurde das Grundbuchgesetz verabschiedet. Diese beiden Gesetze wurden maßgeblich vom österreichischen Recht beeinflußt.

Das föderale jugoslawische Gesetz über die Schuldverhältnisse vom Jahre 1978 (Zakon o obveznim odnosima – ZOO) wurde zunächst durch Novellierung an die Erfordernisse der Marktwirtschaft angepaßt. Im Jahre 2005 trat das neue Schuldrechtsgesetz in Kraft, das das (jugoslawische) föderale Gesetz über die Schuldverhältnisse ersetzt hat.

Im Jahre 2003 wurde das neue Familiengesetz verabschiedet. Im gleichen Jahre wurde das Erbrecht in einem Gesetz neugeregelt. Das Gesetz über den Verbraucherschutz, das europarechtlichen Vorgaben folgt, wurde ebenfalls im Jahre 2003 promulgiert.

8. Im Bereich des Handelsrechts ist das Gesetz über die Handelsgesellschaften vom Jahre 1993 in Kraft. Zehn Jahre später, im Jahre 2003 wurde dieses Gesetz weitgehend geändert und dem europäischen Gemeinschaftsrecht (droit communautaire) angepaßt. 

9. Das Zentrum des Unterrichts des römischen Rechts war die Rechtsakademie von Agram (Zagreb), die im Jahre 1874 zur juristischen Fakultät der Universität Zagreb wurde. Im Jahre 1868 wurde ein selbständiger Lehrstuhl für römisches Recht eingerichtet, ein zweiter Lehrstuhl kam im Jahre 1897 hinzu. Hierdurch wurden zwei römischrechtliche Disziplinen, und zwar die Institutionen und die Pandekten, auf autonome Weise unterrichtet.

Der namhafte Romanist, Ivo Mallin (1853-1907) las die Fächer Römisches Recht und Pandeltenrecht an der Universität Zagreb um die Jahrhundertwende.
 

Nach dem Zweiten Weltkrieg nahm Marijan Horvat (1903-1967), Professor an der Universität Zagreb, in der Forschung des römischen Rechts eine hervorragende Stellung ein. Sein römisch-rechtliches Lehrbuch (Rimsko pravo, Erstauflage: Zagreb I-II. 1953-1954) wurde mehrfach aufgelegt und bildet noch heute die Grundlage für den Unterricht dieses Faches.
 

Auch an den in den 1960-er bzw. 1970-er Jahren gegründeten juristischen Fakultäten von Split (auf Italienisch: Spalato), Rijeka (auf Ungarisch und auf Italienisch: Fiume) und Osijek (auf Ungarisch: Eszék, auf Deutsch: Esseg) wird das römische Recht auf hohem Niveau erforscht und unterrichtet.
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� Ab Anfang des 9. Jahrhunderts geriet Kroatien unter fränkische Herrschaft. Das eigenständige Fürstentum Kroatien entstand im ständigen Kampf gegen die Franken und das Byzantinische Reich in der zweiten Hälfte des 9. Jahrhunderts. Fürst Tomislav (910–928) nahm im Jahre 925 den Königstitel an. Die jahrzehntelang dauernde Eroberung Slawoniens und des nördlichen Teils Dalmatiens fing unter seiner Herrschaft an. Demetrius Zvonimir (1074–1089) wurde vom päpstlichen Legaten zum König gekrönt, nachdem Zvonimir Papst Gregor VII. (1073–1085) als Lehnsherrn anerkannt hatte. 


� Laut diesem Vertrag (Pacta conventa) entstand die Personalunion zwischen dem Kroatien, Slawonien und Dalmatien umfassenden Regnum tripartium und Königreich Ungarn, die in wechselnder Form bis Ende 1918 bestand. Hinsichtlich des Verhältnisses Kroatiens zu Ungarn vom juristischen Standpunkt her in der deutschen staatsrechtlichen Literatur siehe G. Jellinek: Das rechtliche Verhältnis Kroatiens zu Ungarn. In G. Jellinek: Ausgewählte Schriften und Reden. II. Berlin 1911. S. 448–469. 


� Die Änderungen des österreichischen ABGB, durch die die Reichsregierung eine Anzahl von Unzulänglichkeiten und Rückständigkeiten des österreichischen Privatrechts zu beheben beabsichtigte, wurden in Form von drei Teilnovellen durch kaiserliche Notverordnungen gemäß Art. 14 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867 in Kraft gesetzt. Die erste Teilnovelle vom Jahre 1914 modifizierte das Personen-, Familien- und Vormundschaftsrecht sowie das gesetzliche Erbrecht (successio ab intestato). Die zweite Teilnovelle vom Jahre 1915 betraf das Grenzberichtigungsrecht. Die dritte Teilnovelle vom Jahre 1916 brachte Neuerungen im Sachenrecht und im Schuldrecht. Diese Teilnovelle enthielt auch einige – weitere – Bestimmungen des Personenrechts. Durch die drei Teilnovellen wurden 51 Paragraphen neu formuliert. Außerdem wurden 199 Paragraphen des ABGB mehr oder weniger stark verändert.


� In Bezug auf den kroatischen Ustascha-Staat siehe L. Hory – M. Broszat: Der kroatische Ustascha-Staat. Stuttgart 1965. 


� Die Unabhängigkeit Kroatiens wurde am 25. Juni 1991 proklamiert. Nach der Unabhängigkeit hatte Kroatien das Zweikammersystem. Eine Verfassungsänderung führte in Kroatien das Einkammersystem ein. Das kroatische Parlament besteht aus dem Repräsentantenhaus (Zastupnički dom) mit mindestens 100, maximal 160 Abgeordneten. 8 Sitze sind im Abgeordnetenhaus für (ethnische) Minderheiten reserviert. 


� Hier verweisen wir darauf, daß die Verfassung Kroatiens bereits im Jahre 1990 angenommen und in Kraft gesetzt wurde.


� Hier verweisen wir darauf, daß Kroatien Ende Februar 2003 den EU-Beitrittsantrag gestellt hat. 


� Die wichtigsten Werke von Ivo Mallin sind: „Actio Pauliana, nadopunjak ovršnog prava“, Zagreb 1884., „Zaštita posjeda s osobbitim obzirom na zakon od 8. svibnja“, Zagreb 1890 und „O postupku u slučajevih smetanja posjeda“, Zagreb 1892.


� Hier verweisen wir darauf, daß Marijan Horvat auch Verfasser von wichtigen Monographien ist. Im Jahre 1939 hat er das Buch „Bona fides u razvoju rimskog prava” und im Jahre 1943 das Werk „Rimska pravna povijest” veröffentlicht. Im Jahre 1948 hat er das Lehrbuch „Rimsko pravo” als Mitverfasser (mit B. Eisner) publiziert.
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